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Bonn, den 23. Mai 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 72 der Fraktion der Freien 

Demokratischen Partei betr. Rückerstattungs- 
pflicht von Fürsorgeaufwendungeil 

- Nr. 896 der Drucksachen 


Die Anfrage Nr. 72 betr. Rück erstattungspflicht von Fürsorge- 
aufwendungen beantworte ich wie folgt: 

zu 1: Gegen die Ausführung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 1. Februar 1950 haben die Länder, 
die kommunalen Spitzenverbände und der Deutsche 
Verein für öffentliche und private Fürsorge überein- 
stimmend Bedenken erhoben. 

Die Prüfung der hierzu gegebenen Begründungen hat 
ergeben, daß sie nicht unbeachtlich sind. Das Bundes- 
innenministerium hat daher einen Weg gesucht, der 
einerseits dem berechtigten Wunsche nach einem Schutz 
gegen unsoziale 'Erstattungsansprüche der Fürsorge- 
träger Rechnung trägt, der andererseits aber auch die 
aufrecht zu erhaltenden Grundsätze des deutschen 
Fürsorgerechts berücksichtigt. 

Die abschließenden Beratungen über eine diesen Gesichts- 
punkten entsprechende Regelung stehen bevor. Die 
Regelung ist daher in Kürze zu erwarten. 

Zu 2 : Zwei Länder haben mitgeteilt, daß sie bis zur endgül- 
tigen Regelung für den im Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 1. Februar 1950 genannten Personen- 
kreis die Rückerstattungspflicht ausgesetzt haben. 


Dr. Dr. Heinemann 


Brach t frter Mcltr, ftttls6orf»$legbtt?d 
Aliein*Vertr1eb t Dr. Hans Heger, Andern ach, Breite Strafte 16 
and Wiesbaden, Nletzfcheftr. 1 



